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Einleitung und Kontext 
 
Der deutsche Stromsektor befindet sich in einer tiefgreifenden Transformationsphase. Mit 
dem fortschreitenden Ausbau erneuerbarer Energien, dem gesetzlich geregelten Kohle-
ausstieg sowie der zunehmenden Elektrifizierung von Industrie, Verkehr und Wärme stei-
gen die Anforderungen an die Versorgungssicherheit deutlich. Entscheidend ist dabei nicht 
allein die installierte Erzeugungsleistung, sondern die jederzeit verlässlich verfügbare, 
steuerbare Kapazität – insbesondere in Phasen geringer erneuerbarer Einspeisung. 
 
Vor diesem Hintergrund wächst der Bedarf an zusätzlichen gesicherten Erzeugungskapazi-
täten. Der Aufbau flexibler, perspektivisch wasserstofffähiger Kraftwerke ist eine zentrale 
Voraussetzung, um den Wegfall gesicherter Kohlekapazitäten zu kompensieren, Versor-
gungssicherheit zu gewährleisten und zugleich den weiteren Ausbau erneuerbarer Ener-
gien zu ermöglichen. Der Regierungsentwurf des Strom-Versorgungssicherheits- und Ka-
pazitätsgesetzes (StromVKG) greift dieses Ziel auf und soll dazu beitragen, rechtzeitig In-
vestitionsanreize für neue steuerbare Leistung zu setzen. 
 

Bewertung des Kabinettsentwurfs 
 
DIE GAS- UND WASSERSTOFFWIRTSCHAFT begrüßt ausdrücklich, dass mit dem Kabi-
nettsentwurf ein wichtiger Schritt zur Absicherung der Versorgungssicherheit und zum 
Aufbau neuer gesicherter Kraftwerkskapazitäten erfolgt. Der Entwurf adressiert den abseh-
baren Bedarf an steuerbarer Leistung und schafft mit den vorgesehenen Ausschreibungen 
grundsätzlich einen geeigneten Rahmen, um Investitionen in neue Kapazitäten anzureizen. 
Positiv hervorzuheben ist zudem, dass der Entwurf eine Perspektive für die Weiterentwick-
lung hin zu einem dauerhaften Kapazitätsmechanismus eröffnet. 
 
Gegenüber dem Referentenentwurf wurden einzelne Punkte weiterentwickelt. Dies gilt ins-
besondere für die Konkretisierung des Höchstwerts in § 39, die neue Regelung zur ver-
pflichtungsfreien Nichtverfügbarkeit in § 67 sowie die Verrechnung arbeitsabhängiger 
Netzentgelte im Rahmen des Preisspitzenausgleichs nach § 81 Absatz 2. Diese Änderungen 
sind grundsätzlich zu begrüßen. 
 
Gleichzeitig besteht weiterhin gezielter Anpassungsbedarf. Entscheidend ist, dass die Re-
gelungen Investitionen tatsächlich ermöglichen und nicht durch unnötige Komplexität, un-
klare Kostenrisiken oder technisch schwer erfüllbare Anforderungen erschweren. Dies be-
trifft insbesondere die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen der Ausschreibungen, die 
Ausgestaltung der Sicherheiten und Pönalen, die Standortlogik nach § 12, die Momentanre-
serve in § 16 sowie die Synchronisierung der Wasserstoffanforderungen mit dem Hochlauf 
der erforderlichen Infrastruktur. 

Ausschreibungsdesign, Höchstwert, De-Rating-Faktor und Zeitplan (§§ 4–
6, § 35, § 39, § 51) 

Der Kabinettsentwurf sieht weiterhin eine gestaffelte Abfolge der Ausschreibungen vor: 
zwei Gebotstermine für Langzeitkapazitäten im Jahr 2026 (§ 4), eine Ausschreibung für Er-
zeugungskapazitäten im Jahr 2027 (§ 5) sowie weitere Ausschreibungen für Kapazitäten in 
den Jahren 2027 und 2029 (§ 6). Diese Struktur ist grundsätzlich geeignet, den Kapazitäts-
aufbau zeitlich zu staffeln. 
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Zentral für den Erfolg der Ausschreibungen ist jedoch, dass die wirtschaftlichen Parameter 
realistisch ausgestaltet sind. Dies gilt insbesondere für den in § 39 festgelegten Höchst-
wert. Die Konkretisierung des Höchstwerts gegenüber dem Referentenentwurf ist grund-
sätzlich zu begrüßen. Der vorgesehene Höchstwert von 173.000 Euro je Megawatt reduzier-
ter Leistung und Jahr bildet die aktuellen Kostenrealitäten neuer Kraftwerksinvestitionen 
jedoch nicht ausreichend ab. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund deutlich gestie-
gener Anlagen-, Material-, Zins- und Projektkosten sowie weiterer kosten- und risikostei-
gernder Elemente des Ausschreibungsdesigns. 
 
Auch die Reduktionsfaktoren sind für die Gebotskalkulation von zentraler Bedeutung. Zu 
niedrig angesetzte Faktoren verringern die vergütungsfähige Leistung und erhöhen damit 
die spezifischen Kosten je vergütetem Megawatt. Insbesondere bei modernen GuD- und 
Gasmotorenkraftwerken sollte geprüft werden, ob die vorgesehenen Reduktionsfaktoren 
die tatsächliche Verfügbarkeit der Anlagen realistisch abbilden. Bei GuD-Kraftwerken sollte 
dabei insbesondere geprüft werden, ob der vorgesehene Reduktionsfaktor von 0,85 sach-
gerecht ist oder auf 0,95 angehoben werden sollte. 
 
Gleichzeitig bleibt insbesondere der Termin der Ausschreibung für Erzeugungskapazitäten 
am 18. Mai 2027 mit Blick auf die angestrebte Verfügbarkeit ab dem Erbringungszeitraum 1. 
November 2031 bis zum Ablauf des 31. Oktober 2032 spät. Eine Vorziehung auf den 1. März 
2027 würde Planungs- und Investitionsrisiken reduzieren und zusätzlichen Realisierungs-
vorlauf schaffen. 
 
Auch bei den Bekanntmachungsfristen besteht weiterer Anpassungsbedarf. Die Verlänge-
rung von sechs auf sieben Wochen ist ein Schritt in die richtige Richtung. Da die Bekannt-
machung nach § 35 jedoch zentrale Auktionsparameter wie Höchstwerte, Reduktionsfakto-
ren und Sicherheiten enthält, reicht dies für eine belastbare Gebotskalkulation weiterhin 
nicht aus. Die Auktionsdetails sollten daher mindestens zehn Wochen vor dem ersten und 
mindestens acht Wochen vor dem zweiten Gebotstermin für Langzeitkapazitäten bekannt 
gemacht werden. 

Sicherheiten, Ausgleichszahlungen und Pönalen (§§ 41–47, § 64, § 76, § 80) 

Die vorgesehenen Sicherheiten und Pönalen dienen dem legitimen Ziel, Realisierung und 
Verfügbarkeit bezuschlagter Kapazitäten abzusichern. In der vorliegenden Ausgestaltung 
besteht jedoch weiterhin das Risiko einer Überabsicherung. Mehrfache Sicherheitsstellun-
gen können die Teilnahmebereitschaft verringern, Finanzierungskosten erhöhen und den 
Kreis potenzieller Bieter unnötig einschränken. 
 
Besonders kritisch ist, wenn Sicherheitsleistungen über lange Zeiträume unverzinst gebun-
den werden. Dies gilt insbesondere für Sicherheitsleistungen für Ausgleichszahlungen, die 
bereits ab Zuschlag und über einen sehr langen Zeitraum gebunden sein können. Dies ver-
ursacht zusätzliche Finanzierungskosten, die in die Gebote eingepreist werden müssen. 
Daher sollte geprüft werden, ob Sicherheitsleistungen angemessen verzinst und flexiblere 
Formen der Sicherheitsstellung zugelassen werden können. Neben Bankbürgschaften soll-
ten auch Unternehmensbürgschaften mit Investment-Grade-Rating berücksichtigt werden 
können. 
 
Soweit Funktionsnachweise, Erfüllungsmengen oder Nichtverfügbarkeiten bereits durch 
Pönalen oder Ausgleichszahlungen abgesichert werden, sollte weiterhin geprüft werden, 
ob zusätzliche Sicherheitsleistungen in gleicher Höhe erforderlich und verhältnismäßig 
sind. Auch Pönalen sollten maßvoll ausgestaltet werden, um Verlässlichkeit zu schaffen, 
ohne gerade in der Einführungsphase eines neuen Kapazitätsmechanismus unverhältnis-
mäßige Projektrisiken auszulösen. Andernfalls müssen diese Risiken in die Gebote einge-
preist werden und können den Erfolg der Ausschreibungen beeinträchtigen. 
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Preisspitzenausgleich (§ 81) 

Der Preisspitzenausgleich ist als Bestandteil des Kapazitätsmechanismus grundsätzlich 
nachvollziehbar. Entscheidend ist jedoch seine konkrete Ausgestaltung. Werden Markter-
löse in Hochpreisphasen zu stark abgeschöpft, sinkt die Möglichkeit, Investitionen teilweise 
über marktliche Erlöse zu refinanzieren. Dies kann zu höheren Gebotswerten und damit zu 
höheren Kosten des Kapazitätsmechanismus führen. 
 
Positiv ist, dass der Kabinettsentwurf in § 81 Absatz 2 eine Verrechnung mit einem künftigen 
arbeitsabhängigen Netzentgelt vorsieht. Damit wird ein möglicher Zielkonflikt zwischen dy-
namischen Arbeitspreisen und Preisspitzenausgleich adressiert. 
 
Gleichwohl sollte die konkrete Ausgestaltung des Preisspitzenausgleichs überprüft wer-
den. Der vorgesehene Fixbetrag für übrige Kosten von 50 Euro/MWh erscheint zu niedrig 
bemessen. Dadurch kann die Abschöpfung bereits in Preisphasen greifen, die für die wirt-
schaftliche Projektkalkulation und die Absicherung von Erlösen relevant sind. Das verrin-
gert die Möglichkeit, Investitionen teilweise über Markterlöse zu refinanzieren, und kann zu 
höheren Geboten führen. Zudem sollte der Preisspitzenausgleich stärker an die tatsächli-
che Stromerzeugung der Anlage anknüpfen, um Doppelbelastungen zu vermeiden, etwa 
wenn Strom zur Erfüllung der Kapazitätsverpflichtung zugekauft werden muss. 

Kapazitätsvergütung und Zahlungsbedingungen (§ 74) 

Die Kapazitätsvergütung ist der zentrale wirtschaftliche Anreiz für den Aufbau und die Be-
reithaltung gesicherter Leistung. Ihre Ausgestaltung muss den langen Planungs-, Bau- und 
Refinanzierungszeiträumen neuer Kraftwerksprojekte Rechnung tragen. 
 
Vor diesem Hintergrund sollte geprüft werden, ob die Auszahlungen zeitlich näher an den 
Beginn des Verpflichtungszeitraums herangeführt werden können. Wenn Anlagen bereits 
ab 2031 zur Versorgungssicherheit beitragen müssen, die erste Auszahlung jedoch erst 
deutlich später erfolgt, verschlechtert dies die Wirtschaftlichkeit der Projekte und erhöht 
den Finanzierungsbedarf. 
 
Zudem sollte eine sachgerechte Inflationsanpassung der Kapazitätsvergütung vorgesehen 
werden. Ohne Indexierung oder einen vergleichbaren Anpassungsmechanismus verliert 
eine nominal festgelegte Vergütung über die Laufzeit real an Wert. Dies kann dazu führen, 
dass Bieter höhere Risikoaufschläge einpreisen müssen. Eine inflationssensible Ausgestal-
tung würde Investitionssicherheit erhöhen und zugleich dazu beitragen, Gebotswerte zu 
begrenzen. 

Regionale Steuerung – Südbonus / netztechnischer Süden (§ 2 Nr. 28, § 
48) 

Die regionale Steuerung über den netztechnischen Süden ist grundsätzlich positiv zu be-
werten. Der Regierungsentwurf definiert mit Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Nord-
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und dem Saarland einen netztechnisch relevanten Raum, 
in dem zusätzliche gesicherte Leistung besonders systemdienlich sein kann. 
 
DIE GAS- UND WASSERSTOFFWIRTSCHAFT begrüßt, dass der Südbonus im Regierungs-
entwurf beibehalten wurde. Der vorgesehene Gebotswertabschlag von 16.000 Euro pro 
Megawatt reduzierter Leistung und Jahr sowie die Begrenzung auf zwei Drittel der ausge-
schriebenen Mengen bei den Gebotsterminen für Langzeitkapazitäten setzen sinnvolle 
Steuerungsanreize für den Kapazitätsaufbau in Regionen mit besonderer Netz- und Versor-
gungssicherheitsrelevanz, ohne eine vollständige regionale Vorfestlegung vorzunehmen. 
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Damit verbindet der Entwurf die Zielsetzung der Netzdienlichkeit mit einer regionalen Steu-
erung des Kapazitätsausbaus. Investitionen in netztechnisch besonders relevanten Regio-
nen werden gezielt angereizt, ohne jedoch grundsätzlich auszuschließen, dass auch Pro-
jekte in anderen Regionen Deutschlands realisiert werden können. Diese Ausgestaltung 
sollte im weiteren Gesetzgebungsverfahren abgesichert werden. 
 
Gleichzeitig sollte weiterhin berücksichtigt werden, dass auch gesicherte Kapazitäten in 
anderen Regionen Deutschlands, insbesondere in Ost- und Norddeutschland, für Versor-
gungssicherheit, industrielle Wertschöpfung und regionale Strukturentwicklung von erheb-
licher Bedeutung sind. Regionale Steuerungsinstrumente sollten daher so ausgestaltet 
werden, dass sie Netzdienlichkeit adressieren, ohne den Kapazitätsaufbau in anderen sys-
temisch relevanten Regionen zu verhindern. 

Emissionsgrenzwert (§ 9) 

Nach § 9 dürfen Anlagen keine Emissionen von mehr als 550 Gramm Kohlenstoffdioxid aus 
fossilen Brennstoffen je Kilowattstunde erzeugter Elektrizität ausstoßen. Diese Vorgabe ist 
europarechtlich geprägt und gilt einheitlich für die Teilnahme an den Ausschreibungen. 
 
Die im Anhörungsverfahren adressierte Öffnung für alternative europarechtlich vorgese-
hene Ansätze wurde im Regierungsentwurf nicht aufgegriffen. Die starre Ausgestaltung 
kann dazu führen, dass bestimmte Anlagenkonfigurationen trotz systemischer Relevanz 
nicht berücksichtigt werden können. Für spätere Kapazitätsausschreibungen sollte daher 
geprüft werden, ob neben dem festen Grenzwert auch alternative europarechtlich vorgese-
hene Ansätze, etwa ein jährliches CO₂-Budget, berücksichtigt werden können, um versor-
gungssicherheitsrelevante Kapazitäten nicht vorzeitig vom Marktzugang auszuschließen. 

Ausschreibungen für Langzeitkapazitäten und Erzeugungskapazitäten  
(§ 12)  

Die Standortanforderungen nach § 12 verfolgen das Ziel, zusätzliche Kapazitäten zu schaf-
fen und den bloßen Ersatz bestehender Anlagen zu vermeiden. Dieses Ziel ist grundsätzlich 
nachvollziehbar. In der vorliegenden Ausgestaltung erweist sich die Regelung jedoch wei-
terhin als nicht erforderlich und zugleich als investitionshemmend. 
 
Gegenüber dem Referentenentwurf wurde § 12 punktuell ergänzt. Positiv ist, dass nunmehr 
auch Standorte von Kapazitätsreserveanlagen nach § 13e Energiewirtschaftsgesetz be-
rücksichtigt werden können und der Standortbezug auf den Stichtag 31. Dezember 2025 
konkretisiert wurde. 
 
Die grundlegenden Bedenken bleiben jedoch bestehen. Die Norm ist weiterhin unpräzise 
und führt zu erheblichen Abgrenzungsfragen, etwa bei bestehenden Standorten, Erweite-
rungen oder stillgelegten Anlagen. Die Vielzahl an Tatbestandsvarianten und Ausnahmen 
erhöht die Komplexität und schafft Rechtsunsicherheit in frühen Planungsphasen. 
 
Zugleich ist nicht erkennbar, dass § 12 einen zusätzlichen Steuerungsnutzen entfaltet, der 
über die bestehenden Ausschreibungsmechanismen hinausgeht. Vor diesem Hintergrund 
erscheint § 12 weiterhin entbehrlich. Die Regelung sollte daher gestrichen werden. Hilfs-
weise wäre sie deutlich zu vereinfachen und rechtssicherer auszugestalten. 
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Momentanreserve (§ 16) 

Momentanreserve federt Frequenzänderungen nach plötzlichen Störungen im Stromnetz 
unmittelbar ab und trägt damit zur Systemstabilität bei. Das Anliegen, neue gesicherte Ka-
pazitäten daran zu beteiligen, ist grundsätzlich nachvollziehbar. Die pauschale Verpflich-
tung des § 16, Momentanreserve im Umfang der installierten Gesamtkapazität und unab-
hängig vom Anlagenbetrieb bereitzustellen, ist jedoch technisch sehr aufwendig und mit 
erheblichen Zusatzkosten verbunden. 
 
Momentanreserve ist überdies eine Systemdienstleistung, deren Identifikation und Vergü-
tung in der Verantwortung der Übertragungsnetzbetreiber liegt und einem eigenen Finan-
zierungsregime unterliegt. Sie sollte deshalb nicht einseitig den Kapazitätserbringern des 
StromVKG auferlegt werden. Andernfalls werden den erfolgreichen Bietern hohe, der Logik 
des Kapazitätsmarktes fremde Kosten aufgebürdet, die letztlich über die Kapazitätsmark-
tumlage die Stromverbraucher treffen. Die in § 16 eröffnete Option, die Momentanreserve 
innerhalb der Regelzone – etwa über Batteriespeicher – statt mit der bezuschlagten Anlage 
zu erbringen, erweitert zwar den Spielraum der Bieter, erfordert aber zusätzliche, ohnehin 
knappe Netzanschlusskapazitäten an anderen Standorten. Da bereits zahlreiche Batte-
rieprojekte Momentanreserve bereitstellen können, ist nicht ersichtlich, weshalb Bieter 
zum Bau zusätzlicher Kapazitäten verpflichtet werden sollten. 
 
Die Anforderungen zur Erbringung von Momentanreserve außerhalb des Leistungsbetriebs 
sollten daher von der pauschalen Verpflichtung des StromVKG abgetrennt werden. Bieter 
sollten sie stattdessen im Rahmen der Auktion gesondert anbieten können; wird ein erfolg-
reicher Bieter herangezogen, sollte er die erforderliche Anlage in der jeweiligen Regelzone 
gegen volle Erstattung der Investitions- und Betriebskosten durch den zuständigen Über-
tragungsnetzbetreiber errichten – unbürokratisch umsetzbar über ein separates Gebot. So 
bleibt die Systemstabilität gewährleistet, ohne den Aufbau neuer gesicherter Leistung mit 
sachfremden Kosten zu belasten. 

H₂-Readiness und Synchronisierung mit dem Wasserstoffkernnetz (§ 17, § 
73; EnWG-Kontext) 

Der Regierungsentwurf enthält zwei zentrale Regelungsebenen: 
 

• spezifische Anforderungen an die Wasserstofffähigkeit bestimmter Anlagen (§ 17), 
• eine Verpflichtung zum klimaneutralen Betrieb der gebotsgegenständlichen An-

lage spätestens ab dem Jahr 2045 (§ 73). 
 
Diese Vorgaben sind grundsätzlich nachvollziehbar, setzen jedoch voraus, dass die dafür 
erforderliche Infrastruktur rechtzeitig verfügbar ist. Der Hochlauf wasserstofffähiger Kraft-
werke, die Finanzierung des Wasserstoffkernnetzes und die tatsächlichen Umstellungszeit-
punkte müssen enger miteinander synchronisiert werden. Andernfalls entstehen erhebli-
che Investitionsunsicherheiten – zum einen für Kraftwerksbetreiber, wenn diese langfris-
tige Verpflichtungen eingehen, die Verfügbarkeit der Wasserstoffinfrastruktur aber außer-
halb ihres Einflussbereichs liegt; zum anderen auf Seiten des Wasserstoffkernnetzes, wenn 
Leitungen errichtet werden sollen, für die eine verbindliche Kapazitätsbuchung noch nicht 
absehbar ist. 
 
Die Anforderungen an die H₂-Readiness sollten daher so konkretisiert werden, dass sie 
technisch erfüllbar, investitionsfähig und mit dem Hochlauf des Wasserstoffkernnetzes 
kompatibel sind. 
 
DIE GAS- UND WASSERSTOFFWIRTSCHAFT begrüßt, dass der Regierungsentwurf die zu-
sätzlich geplanten Anreize zur Umstellung von insgesamt 4 Gigawatt Gaskraftwerksleis-
tung auf Wasserstoff bereits vor 2045 ausdrücklich adressiert und hierfür ein separates 
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Verfahren angekündigt ist. Die konkrete Ausgestaltung sollte jedoch zeitlich mit dem Was-
serstoffkernnetz synchronisiert werden. Die Umstellung sollte spätestens bis zur im EnWG 
vorgesehenen Inbetriebnahme des Wasserstoffkernnetzes zum 31. Dezember 2037 erfol-
gen. Andernfalls drohen vermeidbare Verzögerungen beim Wasserstoffmarkthochlauf, eine 
geringere Auslastung des Kernnetzes und eine verzögerte Dekarbonisierung des Kraft-
werksparks. 
 
Zugleich sollte die Defossilisierung gasbasierter Kraftwerke technologieoffen ausgestaltet 
werden, soweit keine spezifische Wasserstoffpflicht greift. Neben Wasserstoff können 
auch erneuerbare und klimaneutrale gasförmige Energieträger wie Biomethan, syntheti-
sches Methan oder Wasserstoffderivate einen Beitrag zur Treibhausgasminderung leisten. 
Maßgeblich sollte sein, dass die eingesetzten Energieträger die erforderlichen Nachhaltig-
keits- und Treibhausgasminderungskriterien erfüllen und verlässlich nachgewiesen wer-
den können. Eine solche Klarstellung würde dazu beitragen, ein Level Playing Field zwi-
schen verschiedenen Defossilisierungsoptionen zu schaffen und Investitionsentscheidun-
gen nicht unnötig auf einen einzelnen Brennstoffpfad zu verengen. 

Wasserstoff- und Untertagespeicher 

Der Aufbau wasserstofffähiger Kraftwerkskapazitäten setzt nicht nur Kraftwerksinvestitio-
nen, sondern auch eine belastbare Wasserstoffinfrastruktur einschließlich ausreichender 
Speicheroptionen voraus. Gas- und Wasserstoffspeicher werden im StromVKG nicht als ei-
genständige Kapazitätskategorie adressiert. Gleichwohl sind sie für Versorgungssicherheit, 
Brennstoffverfügbarkeit und die spätere Umstellung wasserstofffähiger Kraftwerke von 
zentraler Bedeutung. Parallel zum StromVKG braucht es daher zeitnah ein Marktdesign für 
Wasserstoffspeicher. 
 
Zusätzlich sollte sichergestellt werden, dass außerhalb Deutschlands gelegene Untertage-
speicher mit direkter Anbindeleitung an das deutsche Gas- bzw. Wasserstoffnetz bei der 
künftigen Ausgestaltung von Speicher- und Flexibilitätsinstrumenten nicht ausgeschlossen 
werden. Gerade für die Versorgungssicherheit in Süddeutschland kann die Einbindung 
grenznaher oder außerhalb Deutschlands gelegener Speicherinfrastrukturen mit unmittel-
barer Netzanschlusswirkung eine wichtige Rolle spielen. Entscheidend sollte die systemi-
sche Wirkung für das deutsche Gas- und Wasserstoffsystem sein, nicht allein die territori-
ale Lage der Speicheranlage. 

Netzentgelte für Erzeuger 

Parallel zum StromVKG wird im AgNeS-Verfahren der Bundesnetzagentur die künftige 
Netzentgeltsystematik Strom weiterentwickelt. Nach dem am 27. Mai 2026 vorgestellten 
Zwischenstand der Bundesnetzagentur ist für Erzeugungsanlagen künftig ein begrenzter 
jährlicher Kapazitätspreis vorgesehen. Dieser soll zu Beginn voraussichtlich 4 bis 7 
Euro/kW/Jahr betragen. Für Bestandsanlagen ist ein Vertrauensschutz von 20 Jahren ab 
erstmaliger Inbetriebnahme vorgesehen. 
 
Damit hat die Diskussion um Netzentgelte für Erzeuger weiter an Konkretisierung gewon-
nen. Auch ein begrenzter Kapazitätspreis kann für neue, im StromVKG bezuschlagte Anla-
gen eine zusätzliche fixe Kostenkomponente darstellen, die unabhängig von der tatsächli-
chen Einspeisung anfällt und in der Gebotskalkulation berücksichtigt werden muss. Dies 
kann Gebotswerte erhöhen und Investitionsrisiken verschärfen. 
 
Positiv ist, dass die Bundesnetzagentur dynamische Netzentgelte für Einspeiser nach dem 
aktuellen Zwischenstand in einem Konzept 2027 zur Diskussion stellen möchte und frühes-
tens ab 2032 und möglichst bis 2035 einführen will.  
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Dadurch reduziert sich das unmittelbare Risiko eines kurzfristigen Zielkonflikts mit den Ver-
fügbarkeitsverpflichtungen des StromVKG. Gleichwohl bleibt erforderlich, die Wechselwir-
kungen zwischen StromVKG und künftiger Netzentgeltsystematik frühzeitig zu klären. 
 
Vor Ausschreibungsbeginn braucht es daher weiterhin Klarheit. Bezuschlagte Erzeugungs-
anlagen sollten für die Dauer des Verpflichtungszeitraums von einem Kapazitätspreis für 
Netznutzung ausgenommen werden oder jedenfalls so gestellt werden, dass zusätzliche 
Netzentgeltbelastungen vollständig, transparent und kalkulierbar in den wirtschaftlichen 
Parametern des StromVKG berücksichtigt werden. Andernfalls besteht das Risiko, dass un-
klare zusätzliche Kosten in die Gebote eingepreist werden und die Ausschreibungen ver-
teuern. 

Organisierter Sekundärmarkt für Kapazitätsverpflichtungen (§§ 56 ff.)  

Die §§ 56 ff. sehen weiterhin Möglichkeiten zur Übertragung von Kapazitätsverpflichtungen 
sowie zur Erfüllung der Verpflichtung mit einer anderen Anlage vor. Dieser Ansatz ist grund-
sätzlich zu begrüßen. Die im Anhörungsverfahren vorgetragene Forderung nach einer Wei-
terentwicklung zu einem transparenten und organisierten Sekundärmarkt für Kapazitäts-
verpflichtungen wurde jedoch nicht aufgegriffen. 
 
Ein solcher Sekundärmarkt würde ermöglichen, dass Kapazitätsverpflichtungen im Be-
darfsfall geordnet auf einen anderen geeigneten Akteur übertragen werden können, sofern 
dieser die maßgeblichen Anforderungen an Präqualifikation, Versorgungssicherheit und 
Standortvorgaben erfüllt. Dies kann insbesondere bei Revisionen, Umbauten, Umstellun-
gen oder unerwarteten technischen Einschränkungen zusätzliche Flexibilität schaffen. 
 
Zugleich braucht ein solcher Markt klare Leitplanken, um Marktintegrität und Versorgungs-
sicherheit zu gewährleisten. Übertragungen dürfen nicht dazu führen, dass Anforderungen 
des StromVKG umgangen werden. Entscheidend ist daher eine standardisierte, transpa-
rente und aufsichtlich abgesicherte Ausgestaltung, die zusätzliche Flexibilität ermöglicht, 
ohne die Verlässlichkeit der Kapazitätsverpflichtungen zu schwächen. 

Verursachungsgerechte Kostenzuordnung bei Gas- und Wasserstoffinfra-
struktur 

Neue gasbasierte Kraftwerkskapazitäten können nicht nur Kosten im Stromsystem auslö-
sen, sondern auch zusätzliche Anforderungen an das Gasnetz und perspektivisch an das 
Wasserstoffnetz stellen. Dies betrifft insbesondere Gasnetzanschlüsse, die Bereitstellung 
ausreichender Transportkapazitäten sowie mögliche Netzertüchtigungsmaßnahmen, die 
erforderlich werden, um Kraftwerksstandorte mit der benötigten Leistung versorgen zu 
können. 
 
Der Regierungsentwurf lässt weiterhin offen, ob und wie solche Kosten im Rahmen des Ka-
pazitätsmarkts zugeordnet werden. Soweit durch neue gasbasierte Kraftwerkskapazitäten 
zusätzliche Kosten im Gasnetz oder später im Wasserstoffnetz entstehen, sollte deren Zu-
ordnung frühzeitig, transparent und verursachungsgerecht geregelt werden. Ganz konkret 
sollte sichergestellt werden, dass durch diese Kraftwerke entstehende Kosten im Gasnetz 
und später im Wasserstoffnetz verursachungsgerecht dem Strommarkt bzw. dem Kapazi-
tätsmechanismus zugeordnet werden. Eine unangemessene zusätzliche Belastung der 
Gas- und Wasserstoffnetzkunden sollte soweit möglich vermieden werden. 
 
Diese Klärung ist erforderlich, um Investitionssicherheit für neue Kraftwerkskapazitäten 
und eine sachgerechte Kostenverteilung zwischen Strom-, Gas- und Wasserstoffsystem 
sicherzustellen. 
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Gasanschluss und Brennstoffverfügbarkeit (§ 8, §§ 28, 29, § 12)  

§ 8 verlangt für Gebote weiterhin einen Stromnetzanschluss oder eine verbindliche Zusage 
des Anschlussnetzbetreibers. Auch im Rahmen der Präqualifizierung sind nach §§ 28, 29 
Angaben zum Stromnetzanschluss bzw. zur verbindlichen Stromnetzanschlusszusage vor-
gesehen. Eine vergleichbare Regelung zur Gasanschlussfähigkeit oder zur gesicherten 
Brennstoffversorgung neuer Gaskraftwerke enthält der Kabinettsentwurf weiterhin nicht. 
 
Dies ist für die Realisierbarkeit neuer Kraftwerksprojekte relevant. Ein Gaskraftwerk kann 
seinen Beitrag zur Versorgungssicherheit nur leisten, wenn neben dem Stromnetzan-
schluss auch ein rechtzeitiger und ausreichend dimensionierter Gasanschluss bzw. per-
spektivisch Wasserstoffanschluss verfügbar ist. Fehlt ein solcher Anschluss oder eine ver-
bindliche Zusage, kann dies die fristgerechte Inbetriebnahme und Versorgung des Kraft-
werks gefährden. 
 
Dieser Aspekt gewinnt zusätzlich an Bedeutung, weil § 12 die Nutzung bestehender gasba-
sierter Kraftwerksstandorte nur unter engen Voraussetzungen zulässt. Für gasbasierte 
Kraftwerksprojekte sollte daher ergänzend zur Stromnetzanschlusszusage eine gleichlau-
fende Regelung zur Gasanschlussfähigkeit aufgenommen werden. Bieter sollten nachwei-
sen müssen, dass ein Gasnetzanschluss mit ausreichender Kapazität besteht oder eine ver-
bindliche Zusage bis spätestens zum Beginn des Verpflichtungszeitraums vorliegt. 
 
Über die Frage des Gasnetzanschlusses hinaus ist für die Versorgungssicherheit auch ent-
scheidend, dass die Brennstoffversorgung gasbasierter Kraftwerksprojekte für den Be-
darfsfall mitgedacht wird. Die reine Verfügbarkeit von Transportinfrastruktur ist hierfür nicht 
in jedem Fall hinreichend. 
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Kontakt 
 
DIE GAS- UND WASSERSTOFFWIRTSCHAFT e. V. 
 
Alexander Mey 
Senior Manager Public Affairs 
T +49 160 98096969 
alexander.mey@gas-h2.de  

Als Stimme der Branche bündelt der Verband DIE GAS- UND WASSERSTOFFWIRTSCHAFT e.V. 

die Interessen seiner Mitglieder und setzt sich dafür ein, dass die Potenziale von Wasserstoff  
und seiner Derivate sowie Biogas und Erdgas inklusive der dazugehörigen Infrastruktur genutzt 

werden. Zudem informiert er über die Chancen, die gasförmige Energieträger für ein klima-

neutrales als auch resilientes Energiesystem bieten, und treibt die Transformation der Branche 
hin zu neuen Gasen voran. Der Verband wird von führenden Unternehmen der Energiewirt-

schaft getragen und umfasst die gesamte Wertschöpfungskette von Produktion, Transport, 

Verteilung bis hin zu Handel, Vertrieb und Anwendungen. Weitere Branchenverbände und  

Industrieunternehmen unterstützen ihn als Partner. 
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